
Urschrift

Sitzungsbuch der Gemeinde Pähl

Sitzungsniederschrift

über die öffentliche Sitzung

im Sitzungssaal des Rathauses Pähl
am 26.01.2012
I. Tagesordnung:

Öffentlicher Teil:

	1.
	Genehmigung des letzten Protokolls (öffentlich) 

	2.
	Feststellung der Jahresrechnung 2010 nach örtlicher Rechnungsprüfung und Entlastung 

	3.
	Vollzug der Baugesetze; 7. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Pähl; Beschlussmäßige Behandlung der während der 2. Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung eingegangenen Stellungnahmen sowie Feststellungsbeschluss nach § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB  

	4.
	Vollzug der Baugesetze; 6. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Pähl ; Beschlussmäßige Behandlung der während der 2. Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung eingegangenen Stellungnahmen sowie Feststellungsbeschluss nach § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB  

	5.
	Vollzug der Baugesetze; Bebauungsplan "Biogasanlage"; Beratung und Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB mit beschlussmäßiger Behandlung der Stellungnahmen nach § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB 

	6.
	Aufstellung des Flächennutzungsplans - Beschlussmäßige Behandlung der Stellungnahmen Träger öffentlicher Belange und der Einwendungen Privater nach der 3. Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 Satz 4 und Abwägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sowie Feststellungsbeschluss 

	7.
	Antrag auf Erteilung einer Erstaufforstungserlaubnis gemäß Art. 16 Abs. 1 BayWaldG (Kurzumtriebsplantage) für das Grundstück Flurnummer 439 in der Gemarkung Pähl; Stellungnahme der Gemeinde 

	8.
	Vollzug der Baugesetze; Antrag auf Baugenehmigung zur Errichtung einer Werbeanlage auf dem Grundstück Flurnummer 254/1 in der Gemarkung Pähl - Ammerseestraße 45, 82396 Pähl; 

	9.
	Vollzug der Baugesetze; Verlängerung der Baugenehmigung gemäß Art. 68 Abs. 1 i. V. m. Art. 69 Abs. 2 Satz 2 BayBO - Anbau an das bestehende Wohnhaus Eichhof 3, 82396 Pähl auf dem Grundstück Flurnummer 2545, Gemarkung Pähl  

	10.
	Bekanntgaben, Anträge, Verschiedenes 

	11.
	Erwerb einer Absauganlage der Feuerwehr Pähl


II. Feststellung der Beschlussfähigkeit:

ANWESEND

	Name
	Bemerkung 


Vorsitzender
	Werner Grünbauer
	


	Mitglieder
	

	Alexander Zink
	Anwesend ab 20:30

	Thomas Baierl
	

	Friedrich Bernhard
	Abwesend ab 21:00 Uhr

	Daniel Bittscheidt
	

	Wolfgang Czerwenka
	

	Alfons Keller
	

	Gerhard Müller
	

	Hubert Pentenrieder
	

	Peter Promberger
	

	Franz Sailer
	

	Anja Schmautz-Hannes
	

	Kaspar Spiel
	

	Franz Wörl
	

	
	

	Abwesend (entschuldigt)
	

	Johann Weber
	


Der Gemeinderat ist somit beschlussfähig, da sämtliche Mitglieder geladen sind, die Mehrheit anwesend und stimmberechtigt ist (Art. 47 Abs. 1 GO).

Die Ladung war ordnungsgemäß entsprechend der Geschäftsordnung am 20.01.2012 mittels schriftlicher Ladung durch den 1. Bürgermeister Werner Grünbauer erfolgt.

III: Öffentliche Bekanntgabe der Sitzung (Art. 52 GO):

Zeitpunkt und Ort der Sitzung wurden unter Angabe der Tagesordnung am 20.01.2012 ortsüblich durch Anschlag an den Anschlagtafeln bekannt gemacht.  

Die Sitzung wurde um 19:30 Uhr eröffnet und um 21:45 Uhr beendet.

Der Vorsitzende:                                                      
Der Schriftführer:
Werner Grünbauer
Ingrid Abenthum
1. Bürgermeister
Genehmigt durch den Gemeinderat in der Sitzung vom .15.03.2012
Begrüßung

Die Ladung war ordnungsgemäß entsprechend der Geschäftsordnung am 20.01.2012 mittels schriftlicher Ladung und Aushang durch den 1. Bürgermeister Werner Grünbauer erfolgt.

Der Vorsitzende stellte fest, dass der Gemeinderat somit nach Art. 47 Abs. 2, 3 GO beschlussfähig ist und eröffnet die Sitzung. 
Der 1. Bürgermeister Werner Grünbauer stellt den Antrag auf Aufnahme von einem weiteren
Tagesordnungspunkt TOP 11.

Der Gemeinderat stimmt dem Antrag einstimmig zu.

Bürgermeister Grünbauer gibt den Vorsitz zu Top 2 an Gemeinderat Bittscheidt ab.

Öffentlicher Teil:
	1.
	Genehmigung des letzten Protokolls (öffentlich)


Abstimmung

13 : 0

	2.
	Feststellung der Jahresrechnung 2010 nach örtlicher Rechnungsprüfung und Entlastung


Sachverhalt:

Siehe Anlagen

Bürgermeister Grünbauer übergibt den Vorsitz zu Top 2 an Gemeinderat Bittscheidt.

Beschluss 1:

Die angefallenen ungedeckten Haushaltüberschreitungen werden gemäß Art.66 Abs. 1 GO nachträglich genehmigt. 

Die Aufstellung der Haushaltsüberschreitungen sind Bestandteil dieses Beschlusses.

Gleichzeitig wird die Entlastung nach Art. 102 Abs. 3 GO erteilt.

Beigefügt wird die Niederschrift über die örtliche Prüfung.

Abstimmung

13 : 0

Beschluss 2:

Im Bericht zur örtlichen Prüfung der Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 2010  vom 10.11.2011 wurden folgende Einwendungen erhoben:

1.
Beanstandung Fahrtkostenerstattung für Bgm. Pfeiffer wurde vom Bgm. Pfeiffer selbst unterzeichnet.

2.
Durch Aufhebung des Gemeinderatsbeschlusses vom 02.12.2010 war für die getätigten Ausgaben für den TSV in Höhe von 183.926,44 € keine Deckung gegeben.

Die Jahresrechnung 2010 wird festgestellt im

Verwaltungshaushalt

in den Einnahmen und Ausgaben auf 
 2.734.026,93 €     und im

Vermögenshaushalt

in den Einnahmen und Ausgaben auf               596.935,97 €

somit insgesamt auf

             3.330.962,90 €  

In das Haushaltsjahr  2011 wurden  284.678,15 € als Haushaltsausgabereste übertragen.

Gleichzeitig wird die Entlastung nach Art. 102 Abs. 3 GO erteilt.

Beigefügt wird die Niederschrift über die örtliche Prüfung.

Abstimmung

10 : 3

Namentliche Nennung Herr Bittscheidt, Herr Baierl, Herr Grünbauer

	3.
	Vollzug der Baugesetze; 7. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Pähl; Beschlussmäßige Behandlung der während der 2. Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung eingegangenen Stellungnahmen sowie Feststellungsbeschluss nach § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB 


Sachverhalt:

In seiner Sitzung am 01.12.2011 hat der Gemeinderat die erneute öffentliche Auslegung der 7. Änderung des Flächennutzungsplanes beschlossen.

Die erneute Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung erfolgte vom 20.12.2011 bis 20.01.2012.

Nach Abschluss des Verfahrens nach § 3 Abs. 2 sowie § 4 Abs. 2 BauGB sind keine weiteren Bedenken und Anregungen bei der Verwaltung eingegangen.

Beschluss:

Feststellungsbeschluss:

Der Gemeinderat Pähl stellt die 7. Änderung des Flächennutzungsplanes für das Gebiet „Am Schneiderbachl“ gemäß § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB fest.

Abstimmung

13 : 0

	4.
	Vollzug der Baugesetze; 6. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Pähl ; Beschlussmäßige Behandlung der während der 2. Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung eingegangenen Stellungnahmen sowie Feststellungsbeschluss nach § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB 


Sachverhalt:

Biogasanlage Pähl – Bebauungsplan und 6. Änderung des Flächennutzungsplanes

Im Rahmen der Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 2 BauGB wurden mit Schreiben vom 9. August 2011 mit Frist zum 16. September 2011 die Träger öffentlicher Belange angeschrieben. Im Rahmen der öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde den Bürgern in der Zeit vom 16. August 2011 bis zum 16. September 2011 Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben.

1. Folgende Träger haben keine Stellungnahme abgegeben:

-  Bischöfliche Finanzkammer Augsburg

-  Deutsche Post AG Weilheim

-  Staatliches Bauamt Weilheim

-  E-on Bayern AG Penzberg

-  Vermessungsamt Weilheim

-  Landesamt für Denkmalpflege, München

-  Kreishandwerkerschaft Oberland, Weilheim

-  Fremdenverkehrsverband Pfaffenwinkel, Schongau

-  Bayerischer Bauernverband, Weilheim

-  Kreisheimatpfleger Klaus Gast

-  Pfarramt St. Laurentius, Pähl

-  Bund Naturschutz, Kreisgruppe Weilheim-Schongau, Weilheim

-  Amt für ländliche Entwicklung, München

-  Erdgas Südbayern, Weilheim

-  Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Nürnberg

-  Regierung von Oberbayern, Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

2. Folgende Träger haben keine Einwendungen vorgebracht:

-  Bayerisches Landesamt für Umwelt, Schreiben vom 12. 09. 2011

-  Wasser- und Bodenverband, Schreiben vom 10. 09. 2011

-  Handwerkskammer für München und Oberbayern, Schreiben vom 18. 08. 2011

-  Regierung von Oberbayern Gewerbeaufsichtsamt, Schreiben vom 17. 08. 2011

-  Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern, München Schreiben vom 

   09. 09. 2011

3. Von folgenden Trägern wurden Bedenken oder Anregungen vorgebracht:

AWA Ammersee, Schreiben vom 05. 09. 2011

Es besteht abwassertechnisch die Möglichkeit mittels einer Druckentwässerung mit Druckpumpe nach DIN EN 1671 und DWA – Arbeitsblatt A 116 an die öffentliche überörtliche Schmutzwasser – Druckleitung Pähl – Fischen anzuschließen.

Beschlussvorschlag:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Beim Betrieb der Biogasanlage wird voraussichtlich kein Abwasser anfallen. 

Kreisbandinspektion, Schreiben vom 14. 09. 2011

Auf die Notwendigkeit der Bereitstellung einer ausreichenden Löschwasserversorgung im Umkreis von 300 m wird hingewiesen. Außerdem wird darauf hingewiesen, dass die Ortsfeuerwehr mit einem geeigneten Gasmessgerät auszustatten ist.

Beschlussvorschlag:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Wasserwirtschaftsamt Weilheim, Schreiben vom 14. 09. 2011

Grundwasser

Im Umgriff bzw. Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind keine Grundwassermessstellen des Landesgrundwasserdienstes oder Messstellen Dritter vorhanden. Aussagen über den Grundwasserflurabstand können daher nicht getroffen werden.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich teilweise in einem wassersensiblen Bereich. Dies bedeutet, dass diese Gebiete durch den Einfluss von Wasser geprägt sind. Nutzungen können hier durch die über die Ufer tretende Flüsse und Bäche, Wasserabfluss in sonst trockenen Tälern oder hoch anstehendes Grundwasser beeinflusst werden,. Bauliche Anlagen sind, soweit erforderlich, druckwasserdicht auszubilden.

Die Erkundung des Baugrundes obliegt grundsätzlich dem jeweiligen Bauherrn, der sein Bauwerk bei Bedarf gegen auftretendes Grund- und Hangschichtwasser sichern muss.

Ist zu erwarten, dass beim Baugrubenaushub, Einbau der Entwässerungsleitungen usw. Grundwasser erschlossen bzw. angetroffen wird, so dass eine Bauwasserhaltung statt finden muss, ist dafür vorab beim Landratsamt Weilheim-Schongau eine entsprechende wasserrechtliche Erlaubnis gem. Art. 15 bzw. 70 (Erlaubnis mit Zulassungsfiktion) 
BayWG einzuholen.

Wasserversorgung

Bei der Errichtung einer evt. erforderlichen Brauchwasserversorgung sind die geltenden Vorschriften und Rechtsgrundlagen zu beachten.

Sollte wider Erwarten für das Vorhaben Trinkwasser benötigt werden, so ist die Anlage in Rücksprache mit dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim und der Abteilung 6 (Gesundheitsamt) des Landratsamtes Weilheim-Schongau zu errichten

Abwasserentsorgung

Sollte häusliches Abwasser anfallen ist das Vorhaben im Trennsystem zu entwässern und an die zentrale Abwasseranlage anzuschließen.

Niederschlagswasserbeseitigung

Nach dem vorgelegten Konzept soll unverschmutztes Niederschlagswasser nach Möglichkeit vor Ort versickert werden. Priorität hat dabei nach § 3 Abs. 1 NWFreiV eine flächenhafte Versickerung über eine geeignete, bewachsene Oberbodenschicht. Erst wenn dies nicht möglich ist, kann eine Versickerung nach Vorreinigung über Versickerungsanlagen erfolgen (§3 Abs. 2 NWFreiV).

Die für die Versickerung notwendigen Flächen sollten im Bebauungsplan ausgewiesen werden. Dabei ist die Niederwasserfreistellungsverordnung –NWFreiV- mit den dazugehörigen technischen Regeln –TRENGW- in Verbindung mit dem DWA Arbeitsblatt A 138 zu beachten. Werden die darin genannten Bedingungen nicht eingehalten, ist beim Landratsamt Weilheim-Schongau eine wasserrechtliche Genehmigung zu beantragen.

Beschlussvorschlag:

Die ausführlichen Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Im Bebauungsplan sind die für die Versickerung notwendigen Flächen als Hinweis darzustellen.

Regierung von Oberbayern,  Landesplanungsbehörde, Schreiben vom 20. 09. 2011

Zur vorliegenden Planung für den Bau einer Biogasanlage wurde bereits im Rahmen eines früheren Verfahrensschritts mit Schreiben vom 08. 06. 2011 Stellung genommen; dabei wurde aufgrund des Zielverstoßes zum Anbindungsgebot, i. Sinne des LEP-Ziels B VI 1.1, insbesondere der Standort der geplanten Anlage negativ bewertet.

Im Anschluss daran erfolgte eine von der Gemeinde angeregte Besprechung mit Vertretern der Gemeinde, dem Eigentümer, dem Planungsbüro und der Regierung von Oberbayern, die zur Erläuterung unserer Negativstellungnahme dienen sollte.

Seitens der höheren Landesplanungsbehörde wurden hierbei die Voraussetzungen des Ziels B VI 1.1 dargelegt mit dem Hinweis, dass nur bei qualifiziert nachgewiesenem Fehlen von geeigneten angebundenen Flächen im Gemeindegebiet ein Ausnahmefall als Voraussetzung zur Errichtung der geplanten Anlage begründet werden könnte. Hierzu wäre in einer entsprechend ausgearbeiteten Standortuntersuchung – auch mit Hilfe konkreter zeichnerischer Darstellungen – nachvollziehbar nachzuweisen, dass sich im Gemeindegebiet kein weiter geeigneter angebundener Standort für das Vorgaben befindet.

Die dem nun vorliegenden Planentwurf zugrunde gelegte Standortuntersuchung des Architekturbüros Goslich entspricht nicht den besprochenen Anforderungen und ist auch nicht geeignet, einen Ausnahmetatbestand in Hinsicht auf das genannte Anbindungsziel nachzuweisen.

So ist z.B. das Argument der mangelnden Flächenverfügbarkeit (s.S. 1 Abs. 1 der Untersuchung) kein Kriterium, um eine Fläche aus der Betrachtung als geeigneter Alternativstandort auszuschließen.

Laut Sitzungsprotokoll vom 28. 07. 2011 argumentiert die Gemeinde, dass der vorgesehene Standort zwischen dem Ortsteil Fischen und dem Hauptort Pähl der günstigste Standort für die besagte Anlage im Gemeindegebiet sei; dies steht somit im Widerspruch zu der in der Besprechung erläuterten Ausnahmevoraussetzung, wonach er Nachweis auf „kein(e) geeingnete(r)“ Standort(e) geführt werden sollte.

Ein weiterer Ausschlussgrund für eine derartige Anlage wurde im Hinblick auf den Immissionsschutz im Untersuchungsbericht unter Punkt 5 beschrieben, wonach 300 m Abstand zu den bewohnten Flächen (auch GE mit Wohnnutzung) festzulegen seien. Diese pauschale Abstandsforderung konnte nach Auskunft des behördeninternen Immissionsschutzes bei einer Anlage dieser Größenordnung nicht nachvollzogen werden.

Im übrigen kann festgestellt werden, dass anhand der vorgelegten, relativ undeutlichen bzw. unscharfen Grobskizze nicht all in Frage kommenden Standorte geprüft wurden. Hinsichtlich des Untersuchungsstandortes E (südlicher Gemeindeteil/GE bei der Hühnerfarm) kann die vorgenommene, inhaltlich nicht weiter begründete Bewertung einer Verunstaltung bzw. Beeinträchtigung des Landschaftsbilds nicht nachvollzogen werden.

Im Ergebnis können mit der vorgelegten Unersuchung bisher die Ausnahmevoraussetzungen des Ziels B VI 1.1 nicht nachgewiesen werden; es ist daher davon auszugehen, dass die Planung damit weiterhin dem LEP Ziel B VI 1.1 widerspricht. Ggf. wird eine intensive und präzisierte Überarbeitung des Untersuchungskonzeptes empfohlen.

Kommentar:

Die Standortuntersuchung wurde zwischenzeitlich präzisiert und ergänzt. In einem weiteren Abstimmungsgespräch in der Regierung von Oberbayern wurde der Abstand von 300 m zu bewohnten Flächen von der Regierung weiterhin als zu groß angesehen. Außerdem sei der Standort nahe der neuen Sporthalle nördlich von Pähl nicht ausreichend untersucht worden.

Daraufhin wurden von der BioProjekt GmbH als Ergänzung zur Standortuntersuchung mit der Stellungnahme vom 21. 11 .2011 die Gründe dargelegt, warum eine Biogasanlage wegen der Geruchsemissionen und dem Anlagenverkehr einen Mindestabstand von 300 m zur nächsten Wohnbebauung haben sollte.

Von Crystal Geotechnik wurde darüber hinaus mit Stellungnahme vom 21. 12. 2011 nachgewiesen, dass der Baugrund und die Grundwasserverhältnisse nördlich der neuen Sporthalle für den Bau einer Biogasanlage nicht geeignet sind.

Beschlussvorschlag:

Mit der überarbeiteten und ergänzten Standortuntersuchung, der Grundwasseruntersuchung von Crystal Geotechnik für den Bereich der Sporthalle sowie der Untersuchung zum Immissionsschutz von der BioProjekt GmbH wurde der Nachweis geführt, dass im Gemeindegebiet von Pähl kein weiterer geeigneter Standort für eine Biogasanlage vorhanden ist. Die Ausnahmevoraussetzung vom Anbindungsgebot ist damit erfüllt. 

Planungsverband Region Oberland, Schreiben vom 09. 08. 2011

Wir schließen uns der Stellungnahme der höheren Landesplanungsbehörde an.

Beschlussvorschlag:

Siehe Beschluss zum Schreiben der Regierung von Oberbayern, Landesplanungsbehörde.

Landratsamt Weilheim-Schongau, Städtebau, Schreiben vom 05. 09. 2011

Zur Flächennutzungsplanänderung

Bezüglich der Lage und Anbindung verweisen wir auf die Stellungnahme der Regierung von Oberbayern.
Beschlussvorschlag:

Siehe Beschluss zum Schreiben der Regierung von Oberbayern, Landesplanungsbehörde.

Zum Bebauungsplan:

Ziffer 7.3 i.V. mit der Planzeichnung:

Im Bereich des Endlagers und des Maschinenhauses ist nur ein Abstand von 5,0 m bis ca. 6,0 m bis zur Grundstücksgrenze geplant. Deshalb ergibt sich ein Widerspruch zur Einfriedungsfestsetzung mit mind. 9,0 m zur Grundstücksgrenze.

Allgemein:

Festsetzungen sind eindeutig und ausreichend bestimmt zu treffen.

Falls erforderlich sind die Ausgangsbedingungen vorher zu erkunden. Es ist nicht im Sinne der Bauleitplanung „die endgültige Höhe … erst nach den Aushubarbeiten …“  festzulegen, wie es laut Sitzungsniederschrift vom 27. 08. 2011 beschlossen wurde.

Zudem weisen wir darauf hin, dass es aus städtebaulicher Sicht keinerlei Gewinn für das Landschaftsbild am Ort der Biogasanlage darstellen würde, wenn an anderer Stelle eine vergrößerte Ausgleichsfläche festgelegt würde.

Beschlussvorschlag:

Ziffer 7.3 i.V. mit der Planzeichnung:

Der Widerspruch ist zu beseitigen, der Zaunabstand beim Endlager und beim Maschinenhaus ist auf 5 m zu verringern.

Allgemein:

Die Höhenfestsetzung ist zu präzisieren, es ist die maximale Höhe der baulichen Anlagen festzusetzen.

Landratsamt Weilheim-Schongau, Fachlicher Naturschutz, Schreiben vom 07. 09. 2011

Grundsätzliches

Uns ist nicht bekannt, wo sich konkret die Anbauflächen für den Biogasbetrieb befinden, wie diese bislang bewirtschaftet worden sind und wo die Zulieferwege (über welche Entfernungen) laufen. Deshalb sollte vom Anlagenbetreiber neben den dem Netzbetreiber vorzulegenden Nachhaltigkeitsnachweisen gemäß der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung (BioSt-NachV vom 23. 07. 2009) grundsätzlich ein Nachweis über eine ausgeglichene Humusbilanz verlangt werden. Daneben sind die Grundsätze der guten fachlichen Praxis, insbesondere das Verbot des Grünlandumbruchs auf erosionsgefährdeten Hängen, in Überschwemmungsgebieten und auf Standorten mit hohem Grundwasserstand sowie auf Moorstandorten gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 5 BNatSchG zu beachten. Außerdem ist die bestehende Anzeigepflicht für einen geplanten Grünlandumbruch in Natura2000-Gebieten bei der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde gemäß § 34 Abs. 6 BNatSchG zu beachten (Gefahr eines sog. Cross-Compliance-Verstoßes!).

Zu 7. Ausgleichskonzept

Das Grundstück Fl. Nr. 380,Gmkg. Fischen kann als Ausgleichsfläche herangezogen werden.

Sofern neben der Aushagerung (Entwicklungsziel: artenreiche, extensiv genutzte Wiese) mindestens eine Seige (außerhalb des nicht als Ausgleichsfläche anrechenbaren, biotopkartierten Schilfbereiches) hergestellt wird, kann die Fläche mit 1 : 1 gewertet werden (andernfalls mit 1 : 0,7).

Maximal 1/3 der Ausgleichsfläche ist aus unserer Sicht als Landröhricht zu entwickeln. Da die Fläche momentan 3-schürig genutzt wird, halten wir im Rahmen der Aushagerungsmahd ebenfalls eine 3-malige Mahd für ausreichend, da dies für die Tierwelt schonender ist.

Anmerkung zur Begründung:

Zu 4.3 Verschmutztes Niederschlagswasser:

Durch die Ausbringung von gesammeltem, verschmutztem Niederschlagswasser dürfen aus unserer Sicht keine gesetzlich geschützten Biotope oder das Grundwasser beeinträchtigt werden.

Hinweis:

Wir empfehlen generell den Ausgangszustand von Ausgleichsflächen auch mit der Angabe von Arten und ggf. Anteil dieser zu nennen, da dann die evtl. mögliche Eignung der Fläche als Ausgleichsfläche besser beurteilt werden kann. Die Gemeinde kann so den Verlauf der Entwicklung und damit den Erfolg der Maßnahme besser nachvollziehen und dokumentieren. Dies erleichtert später der Gemeinde nachzuweisen, dass die Fläche das jeweilige Entwicklungsziel bzw. Teilziele erreicht haben.

Hinweise zur Sitzungsniederschrift vom 28. 7. 11 (Zum Ausgleichsbedarf) bzw. zu Umweltbericht: 8. Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkungen

Bei der Beurteilung und Bewertung eines Eingriffs ist rechtlich die vorgelegte Planung heranzuziehen.

Beschlussvorschlag:

Grundsätzliches

Der Antragsteller hat im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens einen Nachhaltigkeitsnachweis dem Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vorzulegen. Die übrigen Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zu 7. Ausgleichskonzept

Die Gemeinde Pähl ist der Auffassung, dass durch die Extensivierung der Fläche und die Ansiedelung von Landröhricht die Fläche mit 1 : 1 als Ausgleichsfläche gewertet werden kann. Die Aushagerungsmahd ist im Umweltbericht auf 3 Mähgänge pro Jahr zu reduzieren.

Anmerkungen zur Begründung

Die Ausbringung von gesammeltem, verschmutztem Niederschlagswasser ist nicht geplant.

Hinweis

Die übrigen Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH, Gersthofen, Schreiben vom 28. 08. 2011

Im Planungsbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen der Deutschen Telekom. Sollten diese Anlagen von den Baumaßnahmen berührt werden, müssen diese gesichert, verändert oder verlegt werden. Sollten im Planungsbereich Verkehrswege in denen sich Telekommunikationsanlagen der deutschen Post befinden entwidmet werden, bitten wir, gesondert mit uns in Verbindung zu treten.

Beschlussvorschlag:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Amt für Landwirtschaft und Forsten, Weilheim, Schreiben vom 06. 09. 2011
Die landwirtschaftliche Nutzung der angrenzenden Flächen darf durch diese Bauleitplanung nicht beeinträchtigt werden. Ortsübliche landwirtschaftliche Emissionen sind von den Anwohnern zu dulden. Die Entwicklung landwirtschaftlicher Betriebe, die nahe zum Planungsgebiet liegen, darf nicht eingeschränkt werden. Der Verbrauch an landwirtschaftlicher Fläche ist nachweislich zu minimieren. Sollte eine das Waldrecht betreffende Ersatz- oder Ausgleichsmaßnahme festgelegt werden, ist dazu das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Frosten nach Art. 7 BayWaldG zu beteiligen. 

Beschlussvorschlag:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Zum Teil sind sie im Bebauungsplan bereits eingearbeitet.

4. Äußerungen seitens der Öffentlichkeit

Frau Sabine Sautter und Herr Wolfgang Stark, Schalkenbergstr. 9, 82396 Pähl,

Schreiben vom 16. 09. 2011

Wir haben vom Vorhaben, in Pähl eine Biogasanlage zu errichten, Kenntnis genommen und begrüßen es, dass in Pähl in erneuerbare Energien investiert wird. Zum Thema Biogas möchten wir allerdings eine Bitte und eine Anregung vorbringen:

Wir bitten, ein Geruchsgutachten zu erstellen, da unser Haus in der Hauptwindrichtung liegt und wir gern sicher gestellt hätten, dass für uns keine starke Geruchsbelästigung entsteht. Im Bezug auf den zu erwartenden Schwerlastverkehr bitten wir Sorge zu tragen, dass die Vorschriften zum Immissionsschutz eingehalten werden.

Uns ist klar, dass eine Biogasanlage möglichst wirtschaftlich arbeiten muss. Da Pähl von einer wunderschönen Grünlandschaft umgeben ist, von der wir alle und wirtschaftlich auch Pähler Vermieter u.a. profitieren, drängt sich natürlich die Befürchtung auf, dass Pähl zunehmend von Maisfeldern umgeben wird. In den letzten Jahren haben sich aber wohl auch neue Verfahren entwickelt, auch z.B. Strauchschnitt u.a. Schnittgut oder Blühsaaten ebenso wirtschaftlich zu verarbeiten wie Mais. Wir würden uns freuen, wenn diese Möglichkeiten genutzt würden.


Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme der BioProjekt GmbH vom 21. 11. 2011 hat gezeigt, dass nach den Vorgaben der TA Lärm und der TA Luft ein Mindestabstand von 300 m von der Biogasanlage zur nächsten Wohnbebauung eingehalten werden muss. Der Abstand der Biogasanlage zum Anwesen von Frau Sautter und Herrn Stark beträgt 1,2 km, so dass die vorgeschriebenen Abstände eingehalten werden.

Vor der Bekanntmachung des Bebauungsplanes wird die Gemeinde Pähl mit den Betreibern der Anlage einen städtebaulichen Vertag schließen, in dem auch die Höchstmenge des zu verarbeitenden Maisanteils geregelt wird.

Beschluss: 

1. Der Gemeinderat macht sich sämtliche oben dargestellten fachlichen Wertungen zu eigen und fasst zu den Stellungnahmen die als Beschlussvorschläge formulierten Beschlüsse.
Der Planer wird mit der Einarbeitung der beschlossenen Änderungen in die 6. Änderung des Flächenutzungsplanes und in den Bebauungsplanentwurf beauftragt.

2. Unter Maßgabe der oben gefassten Beschlüsse stellt der Gemeinderat die 6.Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Pähl fest.

3. Unter Maßgabe der oben gefassten Beschlüsse beschließt der Gemeinderat den Bebauungsplan “Biogasanlage“ als Satzung.

Abstimmung

11 : 1

Herr GR Pentenrieder war von der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen, weil die Voraussetzungen des Art. 49 GO vorlagen, nämlich persönliche Beteiligung. Die Beschlussfähigkeit blieb durch das Ausscheiden gewahrt.

	5.
	Vollzug der Baugesetze; Bebauungsplan "Biogasanlage"; Beratung und Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB mit beschlussmäßiger Behandlung der Stellungnahmen nach § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB


Sachverhalt:

Biogasanlage Pähl – Bebauungsplan und 6. Änderung des Flächennutzungsplanes

Im Rahmen der Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 2 BauGB wurden mit Schreiben vom 9. August 2011 mit Frist zum 16. September 2011 die Träger öffentlicher Belange angeschrieben. Im Rahmen der öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde den Bürgern in der Zeit vom 16. August 2011 bis zum 16. September 2011 Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben.

1. Folgende Träger haben keine Stellungnahme abgegeben:

-  Bischöfliche Finanzkammer Augsburg

-  Deutsche Post AG Weilheim

-  Staatliches Bauamt Weilheim

-  E-on Bayern AG Penzberg

-  Vermessungsamt Weilheim

-  Landesamt für Denkmalpflege, München

-  Kreishandwerkerschaft Oberland, Weilheim

-  Fremdenverkehrsverband Pfaffenwinkel, Schongau

-  Bayerischer Bauernverband, Weilheim

-  Kreisheimatpfleger Klaus Gast

-  Pfarramt St. Laurentius, Pähl

-  Bund Naturschutz, Kreisgruppe Weilheim-Schongau, Weilheim

-  Amt für ländliche Entwicklung, München

-  Erdgas Südbayern, Weilheim

-  Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Nürnberg

-  Regierung von Oberbayern, Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

2. Folgende Träger haben keine Einwendungen vorgebracht:

-  Bayerisches Landesamt für Umwelt, Schreiben vom 12. 09. 2011

-  Wasser- und Bodenverband, Schreiben vom 10. 09. 2011

-  Handwerkskammer für München und Oberbayern, Schreiben vom 18. 08. 2011

-  Regierung von Oberbayern Gewerbeaufsichtsamt, Schreiben vom 17. 08. 2011

-  Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern, München Schreiben vom 

   09. 09. 2011

3. Von folgenden Trägern wurden Bedenken oder Anregungen vorgebracht:

AWA Ammersee, Schreiben vom 05. 09. 2011

Es besteht abwassertechnisch die Möglichkeit mittels einer Druckentwässerung mit Druckpumpe nach DIN EN 1671 und DWA – Arbeitsblatt A 116 an die öffentliche überörtliche Schmutzwasser – Druckleitung Pähl – Fischen anzuschließen.

Beschlussvorschlag:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Beim Betrieb der Biogasanlage wird voraussichtlich kein Abwasser anfallen. 

Kreisbandinspektion, Schreiben vom 14. 09. 2011

Auf die Notwendigkeit der Bereitstellung einer ausreichenden Löschwasserversorgung im Umkreis von 300 m wird hingewiesen. Außerdem wird darauf hingewiesen, dass die Ortsfeuerwehr mit einem geeigneten Gasmessgerät auszustatten ist.

Beschlussvorschlag:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Wasserwirtschaftsamt Weilheim, Schreiben vom 14. 09. 2011

Grundwasser

Im Umgriff bzw. Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind keine Grundwassermessstellen des Landesgrundwasserdienstes oder Messstellen Dritter vorhanden. Aussagen über den Grundwasserflurabstand können daher nicht getroffen werden.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich teilweise in einem wassersensiblen Bereich. Dies bedeutet, dass diese Gebiete durch den Einfluss von Wasser geprägt sind. Nutzungen können hier durch die über die Ufer tretende Flüsse und Bäche, Wasserabfluss in sonst trockenen Tälern oder hoch anstehendes Grundwasser beeinflusst werden,. Bauliche Anlagen sind, soweit erforderlich, druckwasserdicht auszubilden.

Die Erkundung des Baugrundes obliegt grundsätzlich dem jeweiligen Bauherrn, der sein Bauwerk bei Bedarf gegen auftretendes Grund- und Hangschichtwasser sichern muss.

Ist zu erwarten, dass beim Baugrubenaushub, Einbau der Entwässerungsleitungen usw. Grundwasser erschlossen bzw. angetroffen wird, so dass eine Bauwasserhaltung statt finden muss, ist dafür vorab beim Landratsamt Weilheim-Schongau eine entsprechende wasserrechtliche Erlaubnis gem. Art. 15 bzw. 70 (Erlaubnis mit Zulassungsfiktion) 
BayWG einzuholen.

Wasserversorgung

Bei der Errichtung einer evt. erforderlichen Brauchwasserversorgung sind die geltenden Vorschriften und Rechtsgrundlagen zu beachten.

Sollte wider Erwarten für das Vorhaben Trinkwasser benötigt werden, so ist die Anlage in Rücksprache mit dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim und der Abteilung 6 (Gesundheitsamt) des Landratsamtes Weilheim-Schongau zu errichten

Abwasserentsorgung

Sollte häusliches Abwasser anfallen ist das Vorhaben im Trennsystem zu entwässern und an die zentrale Abwasseranlage anzuschließen.

Niederschlagswasserbeseitigung

Nach dem vorgelegten Konzept soll unverschmutztes Niederschlagswasser nach Möglichkeit vor Ort versickert werden. Priorität hat dabei nach § 3 Abs. 1 NWFreiV eine flächenhafte Versickerung über eine geeignete, bewachsene Oberbodenschicht. Erst wenn dies nicht möglich ist, kann eine Versickerung nach Vorreinigung über Versickerungsanlagen erfolgen (§3 Abs. 2 NWFreiV).

Die für die Versickerung notwendigen Flächen sollten im Bebauungsplan ausgewiesen werden. Dabei ist die Niederwasserfreistellungsverordnung –NWFreiV- mit den dazugehörigen technischen Regeln –TRENGW- in Verbindung mit dem DWA Arbeitsblatt A 138 zu beachten. Werden die darin genannten Bedingungen nicht eingehalten, ist beim Landratsamt Weilheim-Schongau eine wasserrechtliche Genehmigung zu beantragen.

Beschlussvorschlag:

Die ausführlichen Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Im Bebauungsplan sind die für die Versickerung notwendigen Flächen als Hinweis darzustellen.

Regierung von Oberbayern,  Landesplanungsbehörde, Schreiben vom 20. 09. 2011

Zur vorliegenden Planung für den Bau einer Biogasanlage wurde bereits im Rahmen eines früheren Verfahrensschritts mit Schreiben vom 08. 06. 2011 Stellung genommen; dabei wurde aufgrund des Zielverstoßes zum Anbindungsgebot, i. Sinne des LEP-Ziels B VI 1.1, insbesondere der Standort der geplanten Anlage negativ bewertet.

Im Anschluss daran erfolgte eine von der Gemeinde angeregte Besprechung mit Vertretern der Gemeinde, dem Eigentümer, dem Planungsbüro und der Regierung von Oberbayern, die zur Erläuterung unserer Negativstellungnahme dienen sollte.

Seitens der höheren Landesplanungsbehörde wurden hierbei die Voraussetzungen des Ziels B VI 1.1 dargelegt mit dem Hinweis, dass nur bei qualifiziert nachgewiesenem Fehlen von geeigneten angebundenen Flächen im Gemeindegebiet ein Ausnahmefall als Voraussetzung zur Errichtung der geplanten Anlage begründet werden könnte. Hierzu wäre in einer entsprechend ausgearbeiteten Standortuntersuchung – auch mit Hilfe konkreter zeichnerischer Darstellungen – nachvollziehbar nachzuweisen, dass sich im Gemeindegebiet kein weiter geeigneter angebundener Standort für das Vorgaben befindet.

Die dem nun vorliegenden Planentwurf zugrunde gelegte Standortuntersuchung des Architekturbüros Goslich entspricht nicht den besprochenen Anforderungen und ist auch nicht geeignet, einen Ausnahmetatbestand in Hinsicht auf das genannte Anbindungsziel nachzuweisen.

So ist z.B. das Argument der mangelnden Flächenverfügbarkeit (s.S. 1 Abs. 1 der Untersuchung) kein Kriterium, um eine Fläche aus der Betrachtung als geeigneter Alternativstandort auszuschließen.

Laut Sitzungsprotokoll vom 28. 07. 2011 argumentiert die Gemeinde, dass der vorgesehene Standort zwischen dem Ortsteil Fischen und dem Hauptort Pähl der günstigste Standort für die besagte Anlage im Gemeindegebiet sei; dies steht somit im Widerspruch zu der in der Besprechung erläuterten Ausnahmevoraussetzung, wonach er Nachweis auf „kein(e) geeingnete(r)“ Standort(e) geführt werden sollte.

Ein weiterer Ausschlussgrund für eine derartige Anlage wurde im Hinblick auf den Immissionsschutz im Untersuchungsbericht unter Punkt 5 beschrieben, wonach 300 m Abstand zu den bewohnten Flächen (auch GE mit Wohnnutzung) festzulegen seien. Diese pauschale Abstandsforderung konnte nach Auskunft des behördeninternen Immissionsschutzes bei einer Anlage dieser Größenordnung nicht nachvollzogen werden.

Im übrigen kann festgestellt werden, dass anhand der vorgelegten, relativ undeutlichen bzw. unscharfen Grobskizze nicht all in Frage kommenden Standorte geprüft wurden. Hinsichtlich des Untersuchungsstandortes E (südlicher Gemeindeteil/GE bei der Hühnerfarm) kann die vorgenommene, inhaltlich nicht weiter begründete Bewertung einer Verunstaltung bzw. Beeinträchtigung des Landschaftsbilds nicht nachvollzogen werden.

Im Ergebnis können mit der vorgelegten Unersuchung bisher die Ausnahmevoraussetzungen des Ziels B VI 1.1 nicht nachgewiesen werden; es ist daher davon auszugehen, dass die Planung damit weiterhin dem LEP Ziel B VI 1.1 widerspricht. Ggf. wird eine intensive und präzisierte Überarbeitung des Untersuchungskonzeptes empfohlen.

Kommentar:

Die Standortuntersuchung wurde zwischenzeitlich präzisiert und ergänzt. In einem weiteren Abstimmungsgespräch in der Regierung von Oberbayern wurde der Abstand von 300 m zu bewohnten Flächen von der Regierung weiterhin als zu groß angesehen. Außerdem sei der Standort nahe der neuen Sporthalle nördlich von Pähl nicht ausreichend untersucht worden.

Daraufhin wurden von der BioProjekt GmbH als Ergänzung zur Standortuntersuchung mit der Stellungnahme vom 21. 11 .2011 die Gründe dargelegt, warum eine Biogasanlage wegen der Geruchsemissionen und dem Anlagenverkehr einen Mindestabstand von 300 m zur nächsten Wohnbebauung haben sollte.

Von Crystal Geotechnik wurde darüber hinaus mit Stellungnahme vom 21. 12. 2011 nachgewiesen, dass der Baugrund und die Grundwasserverhältnisse nördlich der neuen Sporthalle für den Bau einer Biogasanlage nicht geeignet sind.

Beschlussvorschlag:

Mit der überarbeiteten und ergänzten Standortuntersuchung, der Grundwasseruntersuchung von Crystal Geotechnik für den Bereich der Sporthalle sowie der Untersuchung zum Immissionsschutz von der BioProjekt GmbH wurde der Nachweis geführt, dass im Gemeindegebiet von Pähl kein weiterer geeigneter Standort für eine Biogasanlage vorhanden ist. Die Ausnahmevoraussetzung vom Anbindungsgebot ist damit erfüllt. 

Planungsverband Region Oberland, Schreiben vom 09. 08. 2011

Wir schließen uns der Stellungnahme der höheren Landesplanungsbehörde an.

Beschlussvorschlag:

Siehe Beschluss zum Schreiben der Regierung von Oberbayern, Landesplanungsbehörde.

Landratsamt Weilheim-Schongau, Städtebau, Schreiben vom 05. 09. 2011

Zur Flächennutzungsplanänderung

Bezüglich der Lage und Anbindung verweisen wir auf die Stellungnahme der Regierung von Oberbayern.
Beschlussvorschlag:

Siehe Beschluss zum Schreiben der Regierung von Oberbayern, Landesplanungsbehörde.

Zum Bebauungsplan:

Ziffer 7.3 i.V. mit der Planzeichnung:

Im Bereich des Endlagers und des Maschinenhauses ist nur ein Abstand von 5,0 m bis ca. 6,0 m bis zur Grundstücksgrenze geplant. Deshalb ergibt sich ein Widerspruch zur Einfriedungsfestsetzung mit mind. 9,0 m zur Grundstücksgrenze.

Allgemein:

Festsetzungen sind eindeutig und ausreichend bestimmt zu treffen.

Falls erforderlich sind die Ausgangsbedingungen vorher zu erkunden. Es ist nicht im Sinne der Bauleitplanung „die endgültige Höhe … erst nach den Aushubarbeiten …“  festzulegen, wie es laut Sitzungsniederschrift vom 27. 08. 2011 beschlossen wurde.

Zudem weisen wir darauf hin, dass es aus städtebaulicher Sicht keinerlei Gewinn für das Landschaftsbild am Ort der Biogasanlage darstellen würde, wenn an anderer Stelle eine vergrößerte Ausgleichsfläche festgelegt würde.

Beschlussvorschlag:

Ziffer 7.3 i.V. mit der Planzeichnung:

Der Widerspruch ist zu beseitigen, der Zaunabstand beim Endlager und beim Maschinenhaus ist auf 5 m zu verringern.

Allgemein:

Die Höhenfestsetzung ist zu präzisieren, es ist die maximale Höhe der baulichen Anlagen festzusetzen.

Landratsamt Weilheim-Schongau, Fachlicher Naturschutz, Schreiben vom 07. 09. 2011

Grundsätzliches

Uns ist nicht bekannt, wo sich konkret die Anbauflächen für den Biogasbetrieb befinden, wie diese bislang bewirtschaftet worden sind und wo die Zulieferwege (über welche Entfernungen) laufen. Deshalb sollte vom Anlagenbetreiber neben den dem Netzbetreiber vorzulegenden Nachhaltigkeitsnachweisen gemäß der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung (BioSt-NachV vom 23. 07. 2009) grundsätzlich ein Nachweis über eine ausgeglichene Humusbilanz verlangt werden. Daneben sind die Grundsätze der guten fachlichen Praxis, insbesondere das Verbot des Grünlandumbruchs auf erosionsgefährdeten Hängen, in Überschwemmungsgebieten und auf Standorten mit hohem Grundwasserstand sowie auf Moorstandorten gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 5 BNatSchG zu beachten. Außerdem ist die bestehende Anzeigepflicht für einen geplanten Grünlandumbruch in Natura2000-Gebieten bei der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde gemäß § 34 Abs. 6 BNatSchG zu beachten (Gefahr eines sog. Cross-Compliance-Verstoßes!).

Zu 7. Ausgleichskonzept

Das Grundstück Fl. Nr. 380,Gmkg. Fischen kann als Ausgleichsfläche herangezogen werden.

Sofern neben der Aushagerung (Entwicklungsziel: artenreiche, extensiv genutzte Wiese) mindestens eine Seige (außerhalb des nicht als Ausgleichsfläche anrechenbaren, biotopkartierten Schilfbereiches) hergestellt wird, kann die Fläche mit 1 : 1 gewertet werden (andernfalls mit 1 : 0,7).

Maximal 1/3 der Ausgleichsfläche ist aus unserer Sicht als Landröhricht zu entwickeln. Da die Fläche momentan 3-schürig genutzt wird, halten wir im Rahmen der Aushagerungsmahd ebenfalls eine 3-malige Mahd für ausreichend, da dies für die Tierwelt schonender ist.

Anmerkung zur Begründung:

Zu 4.3 Verschmutztes Niederschlagswasser:

Durch die Ausbringung von gesammeltem, verschmutztem Niederschlagswasser dürfen aus unserer Sicht keine gesetzlich geschützten Biotope oder das Grundwasser beeinträchtigt werden.

Hinweis:

Wir empfehlen generell den Ausgangszustand von Ausgleichsflächen auch mit der Angabe von Arten und ggf. Anteil dieser zu nennen, da dann die evtl. mögliche Eignung der Fläche als Ausgleichsfläche besser beurteilt werden kann. Die Gemeinde kann so den Verlauf der Entwicklung und damit den Erfolg der Maßnahme besser nachvollziehen und dokumentieren. Dies erleichtert später der Gemeinde nachzuweisen, dass die Fläche das jeweilige Entwicklungsziel bzw. Teilziele erreicht haben.

Hinweise zur Sitzungsniederschrift vom 28. 7. 11 (Zum Ausgleichsbedarf) bzw. zu Umweltbericht: 8. Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkungen

Bei der Beurteilung und Bewertung eines Eingriffs ist rechtlich die vorgelegte Planung heranzuziehen.

Beschlussvorschlag:

Grundsätzliches

Der Antragsteller hat im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens einen Nachhaltigkeitsnachweis dem Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vorzulegen. Die übrigen Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zu 7. Ausgleichskonzept

Die Gemeinde Pähl ist der Auffassung, dass durch die Extensivierung der Fläche und die Ansiedelung von Landröhricht die Fläche mit 1 : 1 als Ausgleichsfläche gewertet werden kann. Die Aushagerungsmahd ist im Umweltbericht auf 3 Mähgänge pro Jahr zu reduzieren.

Anmerkungen zur Begründung

Die Ausbringung von gesammeltem, verschmutztem Niederschlagswasser ist nicht geplant.

Hinweis

Die übrigen Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH, Gersthofen, Schreiben vom 28. 08. 2011

Im Planungsbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen der Deutschen Telekom. Sollten diese Anlagen von den Baumaßnahmen berührt werden, müssen diese gesichert, verändert oder verlegt werden. Sollten im Planungsbereich Verkehrswege in denen sich Telekommunikationsanlagen der deutschen Post befinden entwidmet werden, bitten wir, gesondert mit uns in Verbindung zu treten.

Beschlussvorschlag:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Amt für Landwirtschaft und Forsten, Weilheim, Schreiben vom 06. 09. 2011
Die landwirtschaftliche Nutzung der angrenzenden Flächen darf durch diese Bauleitplanung nicht beeinträchtigt werden. Ortsübliche landwirtschaftliche Emissionen sind von den Anwohnern zu dulden. Die Entwicklung landwirtschaftlicher Betriebe, die nahe zum Planungsgebiet liegen, darf nicht eingeschränkt werden. Der Verbrauch an landwirtschaftlicher Fläche ist nachweislich zu minimieren. Sollte eine das Waldrecht betreffende Ersatz- oder Ausgleichsmaßnahme festgelegt werden, ist dazu das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Frosten nach Art. 7 BayWaldG zu beteiligen. 

Beschlussvorschlag:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Zum Teil sind sie im Bebauungsplan bereits eingearbeitet.

4. Äußerungen seitens der Öffentlichkeit

Frau Sabine Sautter und Herr Wolfgang Stark, Schalkenbergstr. 9, 82396 Pähl,

Schreiben vom 16. 09. 2011

Wir haben vom Vorhaben, in Pähl eine Biogasanlage zu errichten, Kenntnis genommen und begrüßen es, dass in Pähl in erneuerbare Energien investiert wird. Zum Thema Biogas möchten wir allerdings eine Bitte und eine Anregung vorbringen:

Wir bitten, ein Geruchsgutachten zu erstellen, da unser Haus in der Hauptwindrichtung liegt und wir gern sicher gestellt hätten, dass für uns keine starke Geruchsbelästigung entsteht. Im Bezug auf den zu erwartenden Schwerlastverkehr bitten wir Sorge zu tragen, dass die Vorschriften zum Immissionsschutz eingehalten werden.

Uns ist klar, dass eine Biogasanlage möglichst wirtschaftlich arbeiten muss. Da Pähl von einer wunderschönen Grünlandschaft umgeben ist, von der wir alle und wirtschaftlich auch Pähler Vermieter u.a. profitieren, drängt sich natürlich die Befürchtung auf, dass Pähl zunehmend von Maisfeldern umgeben wird. In den letzten Jahren haben sich aber wohl auch neue Verfahren entwickelt, auch z.B. Strauchschnitt u.a. Schnittgut oder Blühsaaten ebenso wirtschaftlich zu verarbeiten wie Mais. Wir würden uns freuen, wenn diese Möglichkeiten genutzt würden.

Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme der BioProjekt GmbH vom 21. 11. 2011 hat gezeigt, dass nach den Vorgaben der TA Lärm und der TA Luft ein Mindestabstand von 300 m von der Biogasanlage zur nächsten Wohnbebauung eingehalten werden muss. Der Abstand der Biogasanlage zum Anwesen von Frau Sautter und Herrn Stark beträgt 1,2 km, so dass die vorgeschriebenen Abstände eingehalten werden.

Vor der Bekanntmachung des Bebauungsplanes wird die Gemeinde Pähl mit den Betreibern der Anlage einen städtebaulichen Vertag schließen, in dem auch die Höchstmenge des zu verarbeitenden Maisanteils geregelt wird.

Beschluss: 

1. Der Gemeinderat macht sich sämtliche oben dargestellten fachlichen Wertungen zu eigen und fasst zu den Stellungnahmen die als Beschlussvorschläge formulierten Beschlüsse.Der Planer wird mit der Einarbeitung der beschlossenen Änderungen in die 6. Änderung des Flächenutzungsplanes und in den Bebauungsplanentwurf beauftragt.

2. Unter Maßgabe der oben gefassten Beschlüsse stellt der Gemeinderat die 6. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Pähl fest.

3. Unter Maßgabe der oben gefassten Beschlüsse beschließt der Gemeinderat den Bebauungsplan “

Herr Goslich erläutert die Stellungnahmen und Einwände der öffentlichen Träger.

Für Herrn GR Baierl ist der geplante Standort nicht nachvollziehbar. Gegenargument von Herrn 1. Ggm. Grünbauer, die Emissionsschutzfragen haben eine höhere Priorität als das Problem der Zersiedelung.

Beschluss:

1.
Der Gemeinderat macht sich sämtliche dargestellten fachlichen Wertungen zu eigen und fasst zu den Stellungnahmen die als Beschlussvorschläge formulierten Beschlüsse.

Der Planer wird mit der Einarbeitung der beschlossenen Änderungen in den Bebauungsplanentwurf beauftragt.

2.
Unter Maßgabe der gefassten Beschlüsse beschließt der Gemeinderat den Bebauungsplan „Biogasanlage“ als Satzung.

Abstimmung

11 : 1

Herr GR Pentenrieder war von der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen, weil die Voraussetzungen des Art. 49 GO vorlagen, nämlich persönliche Beteiligung. Die Beschlussfähigkeit blieb durch das Ausscheiden gewahrt.

	6.
	Aufstellung des Flächennutzungsplans - Beschlussmäßige Behandlung der Stellungnahmen Träger öffentlicher Belange und der Einwendungen Privater nach der 3. Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 Satz 4 und Abwägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sowie Feststellungsbeschluss


Sachverhalt:

In der Zeit vom 29.12.2011 bis zum 16.01.2012 hat die 3.Auslegungsphase im Rahmen der Aufstellung des neuen Flächennutzungsplans für das gesamte Gemeindegebiet Pähl stattgefunden.

In dieser Zeit sind 3 Stellungnahmen von privaten Bürgern eingegangen.

Darüber hinaus sind folgende Stellungnahmen von Trägern öffentlicher Belange eingegangen:

Stellungnahme des Landratsamtes Weilheim-Schongau - fachlicher Naturschutz - vom 13.01.2012

Stellungnahme des Landratsamtes Weilheim-Schongau - Technischer Umweltschutz - vom 16.01.2012

Stellungnahme des Landratsamtes Weilheim-Schongau - Sachbereich Städtebau - vom 16.01.2012

Stellungnahme der Regierung von Oberbayern vom 17.01.2012

Fläche Nr. 6 Aidenried Sondergebiet Parkplatz, FlNr. 946 Gem. Fischen

In der Stellungnahme seitens TÖB vom 17.06.2011 wird die Vorlage einer schalltechnischen Verträglichkeitsprüfung verlangt. Der Verweis auf die Prüfung im Rahmen eines zu erstellenden B-Planes ist nicht zulässig. Die Prüfung hat bereits im FNP-Verfahren zu erfolgen.

Stellungnahme der Verwaltung

Die Ausweisung als Parkfläche ist im FNP zu streichen und kann in einem späteren Ergänzungsverfahren nach Vorlage eines Gutachtens  wieder aufgenommen werden.

Beschluss
Der Gemeinderat beschließt die Streichung der Fläche aus dem FNP

Abstimmung

12 : 2

Teilfläche Flurnummer 1006/0 Gemarkung Fischen

Einwand des Herrn Hans Mayr, Aidenried, Karwendelstraße 17, 82396 Pähl vom 13.01.2012;

Der Einwand bezieht sich auf die Herausnahme einer Teilfläche des Mischgebietes von Flurnummer 1006 der Gemarkung Fischen am Ammersee - Fläche Steingruber, Pankratius - und fordert die Ausweisung dieser Fläche als Außenbereichsfläche.

Diese Teilfläche von Flurnummer 1006/0 Gemarkung Fischen am Ammersee ist im Rahmen der 3.Auslegungsphase gegenüber der Ausweisung der 2.Auslegungsphase nicht verändert worden.

Insofern ergibt sich bezüglich der Teilfläche aus Flurnummer 1006/0 der Gemarkung Fischen am Ammersee kein Einspruchsrecht, da sich die 3.Auslegungsphase und das damit verbundene Einspruchsrecht nur auf Flächen bezieht, die nach der 2.Auslegungsphase entweder hinzu genommen oder gestrichen worden sind.

Seitens der TÖB wird die Herausnahme der Fläche begrüßt.

Stellungnahme der Verwaltung

Die Einwendung ist nicht Beratungsgegenstand im Rahmen der 3. Auslegungsphase und bedarf keiner erneuten Beschlussfassung.

Beschlussvorschlag

Es bedarf keiner erneuten Beschlussfassung

Teilfläche aus  Flnr. 908 und 909 Gem. Fischen

Einwand von Karolin Riegger, Aidenried, Karwendelstraße 16, 82396 Pähl vom 15.01.2012.

Es wird beantragt, aus persönlichen Gründen die Flächen als Mischgebiet weiterhin im Bestand zu belassen, um eine zukünftige Bebauung zum Zwecke der Ausweisung von Ferienwohnungen und eigene private Baumaßnahmen zu ermöglichen. Die Bebauung der Fl.nr. 909 ist im Rahmen der Privilegierung n. § 35 BauGB gesondert zu prüfen.  

Stellungnahme der Verwaltung

Die Ausweisung der Fläche als Grünfuge zur Erhaltung des Weilercharakters wird aufrechterhalten.


Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt die Fläche als Grünfläche im Außenbereich im FNP beizubehalten.

Abstimmung

11 : 3

Flur Nr. 399 und 399/1, Gemarkung Pähl

Einwand von Martina, Manfred, Karolina, Theresa, Anna-Maria Hafenmayer, Marita, Josef, Markus und Stefan Gebhard vom 13.01.2012; 

Die Einwender beantragen die Wiederaufnahme der Flächen 399 und 399/1 in den Flächennutzungsplan und stützen ihre Ausführungen auf das bereits bekannte Lärmschutzgutachten der Firma EMPLAN. 

Stellungnahme der Verwaltung

Die Darstellung, alleine der Lärmschutz sei noch der einzige Abwägungstatbestand und werde durch das vorgelegte privat erstellte Lärmschutzgutachten der Firma EMPlan geheilt, ist falsch.  Darauf verweist auch die Stellungnahme der UNB vom 26.07.2011. Von Seiten der Fachplanung wird das bestehende Lärmschutzgutachten der Firma EMPlan angezweifelt. Die Stellungnahme des Technischen Umweltschutzes vom 16.01.2012 bestätigt dies mit der Aussage, dass aus deren Sicht die Flächen Nr. 25 (Flnr. 399 u. 399/1)  und 25.1 (Flnr. 547) zu streichen sind. Dies alleine stellt bereits einen nicht abwägbaren Hinderungstatbestand dar. In der Sitzung vom 22.4.2009 wird neben den Einwendungen seitens des fachlichen Naturschutzes und technischen Umweltschutzes auf den unverhältnismäßig hohen erschließungsrechtlich erforderlichen Aufwand hingewiesen. Die Einwendungen wurden durch Stellungnahmen im Rahmen der 2. Auslegung wiederholt dargestellt und verdeutlicht. Entgegen der Darstellungen der Einwender stellt die Ausweisung der Flächen eine deutliche Veränderung des Ortsbildes dar und widerspricht den Entwicklungsgrundsätzen des Landesentwicklungsplanes des Freistaates Bayern. Demnach ist das Gebot der Ortsraumverdichtung zu beachten. Darüber hinaus wurden bereits zahlreiche Stellungnahmen und Einwendungen anderer TÖBs  und privater Bürger vorgebracht, die in früheren Auslegungen behandelt wurden und zu berücksichtigen sind. In der Stellungnahme des fachlichen Naturschutzes vom 13.01.2012 wird die Herausnahme der Fläche mit der FlurNr. 399 u. 399/1 (25.1) begrüßt. 

Beschluss
Der Gemeinderat beschließt die Flächen mit den FlurNr. 399 und 399/1 als Grünfläche im Außenbereich im FNP beizubehalten.
Abstimmung

7 : 6
Flur Nr. 547, Gemarkung Pähl

Einwand der Fachabt. Techn. Umweltschutz die Fläche gem. Stellungnahme v. 16.01.2012. 

Stellungnahme der Verwaltung

Die Fläche ist zu streichen. Ausführungen sh. Auch Fl. 399 u. 399/1

Beschluss
Der Gemeinderat beschließt die FlNr. 547 als Grünfläche im Außenbereich im FNP aufzunehmen.
Abstimmung

9 : 4
Teilfläche aus 2638/0 und 1660/0 und Fläche 2638/3, Gemarkung Pähl, Schalkenbergstr. und Fl. Nr. 128 u. Teilfl. 129, Gemarkung Pähl

Diese als Wohnbauflächen ausgewiesenen Flächen sind vom Fachreferat Naturschutz entgegen der Stellungnahme zur 2.Auslegung gemäß Stellungnahme vom 13.01.2012 als nicht genehmigungsfähig eingestuft worden, weil sie dem Schutzzweck des Landschaftsschutzgebietes widersprechen. Nach Rücksprache im Kreisbauamt ist die Stellungnahme auf die Fl.Nr. 128 und Teilfl. Nr.129 anzuwenden. Die UNB wurde bereits von behördlicher Seite beauftragt, das Landschaftsschutzgebiet zu überarbeiten und an die rechtlichen wie tatsächlichen Notwendigkeiten anzupassen. Gem. Ausführungen des Kreisbauamtes ist die Ausweisung von Bauflächen innerhalb des Landschaftsschutzgebietes bis zur Korrektur nicht genehmigungsfähig. Das Kreisbauamt Weilheim – hat dabei zugestimmt, dass die entsprechenden Flächen weiter als Wohnbauflächen im Flächennutzungsplan ausgewiesen bleiben können, wenn in einem späteren Verfahren die Grenzen des Landschaftsschutzgebietes den tatsächlichen und rechtlichen Gegebenheiten angepasst werden und die bebauten Wohnbauflächen aus diesem Landschaftsschutzgebiet heraus genommen werden.

Stellungnahme der Verwaltung

Die Ausweisung der Teilflächen aus 2638/0 und 1660/0 sowie Fläche 2638/3

als Wohnbaufläche im Flächennutzungsplan ist unter Berücksichtigung der genannten Vorbedingungen beizubehalten.

Beschluss
Der Gemeinderat beschließt die Teilflächen aus 2638/0, 1660/0 und  129 sowie Flächen Nr. 2638/3 und 128 unter Berücksichtigung der o.g. Bedingungen als Wohnflächen im FNP beizubehalten.

Abstimmung

13 : 0

Teilfläche Nr. 14 Parkplatz Pähl Berndorfer Str. FlNr. 2372 Gem. Pähl

Nach Rücksprache mit Fachreferat Techn. Umweltschutz des LRA Weilheim differiert die Darstellung im FNP-Entwurf zur bestehenden Baugenehmigung. Zusätzlich auszuweisende Flächen sind erneut einer schalltechnischen Untersuchung zu unterwerfen.

Stellungnahme der Verwaltung

Die Ausweisung der Teilflächen aus 2372 ist an die Größe des genehmigten Parkplatzes anzupassen. Eine schalltechnische Untersuchung dazu liegt für die bestehende Baugenehmigung vor. Das Gutachten wird der Genehmigungsbehörde nochmals übersandt.

Beschlussvorschlag

Es bedarf keiner erneuten Abstimmung.

Flur Nr. 606,607/1, 500/6, 500/3 Gem. Pähl, Teilflächen zum Gewerbegebiet Unterhirschberg


Einwand des Fachgebietes Techn. Umweltschutz. Der Einwand bezieht sich auf die Festsetzung schalltechnischer Leistungspegel im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens.

Stellungnahme der Verwaltung

Die betreffenden Teilflächen sind im Rahmen der 3.Auslegungsphase gegenüber der Ausweisung der 2. Auslegungsphase nicht verändert worden.

Insofern ergibt sich dazu kein Einspruchsrecht, da sich die 3.Auslegungsphase und das damit verbundene Einspruchsrecht nur auf Flächen bezieht, die nach der 2.Auslegungsphase entweder hinzu genommen oder gestrichen worden sind. 

Beschlussvorschlag

Es bedarf keiner erneuten Beschlussfassung. 

Die Hinweise werden im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens mit aufgenommen.

Teilfläche Nr. 31 und 32 FlurNr. 1027 und 1028 Gemarkung Pähl  Solarpark

Hinweis auf redaktionelle Berichtigung im Erläuterungsbericht zum FNP

Stellungnahme der Verwaltung

Die genannten Punkte werden korrigiert.
Beschlussvorschlag

Es bedarf keiner erneuten Beschlussfassung
Gesamtbeschluss zu TOP 6

Der Gemeinderat macht sich sämtliche in der Anlage zu TOP 6 dargestellten fachlichen Auswertungen der Träger öffentlicher Belange und Stellungnahmen der Verwaltung zu eigen und fasst zu den Stellungnahmen die als Beschlussvorschläge formulierten Beschlüsse. Der Planer wird mit der Ein- bzw. Überarbeitung der beschlossenen Änderungen in den Flächennutzungsplan beauftragt. 

Unter Maßgabe der gefassten Beschlüsse stellt der Gemeinderat den Flächennutzungsplan der Gemeinde Pähl fest.

Abstimmung

12 : 1

Diskussionsverlauf:
Die Gemeinderatsmitglieder sind sehr unterschiedlicher Meinung bezüglich der Aufnahme der genannten Flächen in den Flächennutzungsplan. Laut Gemeinderat Herr Müller wurde bereits 2008 entschieden, diese Flächen aufzunehmen. Herr Bürgermeister Grünbauer merkt an, dass neben der erschließungstechnischen Probleme auch Bedenken der UNB vorhanden sind und die Bebauungsflächen als kritisch einzustufen sind. Nach einschlägigem Recht sind bei der Ausweisung Konflikte zu vermeiden. Herr Bürgermeister Grünbauer weist noch darauf hin, dass keine Notwendigkeit der Ausweisung besteht. Nach den Grundsätzen des LEP sind genügend Flächen zur Innenraumverdichtung vorhanden. Herr Erhard nimmt als Sachverständiger Stellungnahme zu der Problematik. Im Sinne einer möglichen Bebauung sind die gesetzlichen Auflagen zu berücksichtigen. Herr Erhard beruft sich auf Auflagen wie Abstand, Begrünung, Erschließung, Wendehammer etc. Da in Pähl nicht die zwingende Notwendigkeit besteht, kritisch einzustufende Flächen, auch unter Berücksichtigung der behördlichen Einwände, in den Flächennutzungsplan aufzunehmen, bedarf es bei der Entscheidungsfrage einer gründlichen Überlegung 

	7.
	Antrag auf Erteilung einer Erstaufforstungserlaubnis gemäß Art. 16 Abs. 1 BayWaldG (Kurzumtriebsplantage) für das Grundstück Flurnummer 439 in der Gemarkung Pähl; Stellungnahme der Gemeinde


Sachverhalt:

Antragsteller: Lorenz Feierabend, Urtlanger Straße 3, 82396 Pähl - siehe Anhang.

Herr Lorenz Feierabend, Urtlanger Straße 3, 82396 Pähl hat beim Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten in 82362 Weilheim i. OB. einen Antrag auf Erlaubnis zur Pflanzung einer Kurzumtriebskultur gestellt.

Das Grundstück Flurnummer 439 grenzt an das nördlich gelegene Naturschutzgebiet „Pähler Schlucht“ sowie an in allen Richtungen an das Landschaftsschutzgebiet „Schutz des Hischberges, des Kerschlacher Forstes und der anschließenden Moränenlandschaft, Gemeinde Pähl.

Weiter grenzt das Grundstück an das östlich, westlich sowie nördlich gelegene FFH-Gebiet - Flora, Fauna - Habitatgebiet „Moränenlandschaft zwischen Ammersee und Starnberger See“.

Das Grundstück Flurnummer 439 ist selbst Teil des Landschaftsschutzgebietes sowie des FFH-Gebietes.

Die betroffene Fläche grenzt unmittelbar an die Bundesstraße 2 (Nähe Hirschberg bei Pähl) an. Das Grundstück ist 4.080 m² groß. Davon sollen 3.900 m² aufgeforstet werden.

Eine Kurzumtriebsplantage stellt eine Sonderkultur dar.

Es handelt sich nicht um Wald im Sinne des Waldgesetzes für Bayern (BayWaldG). Diese Art der Anpflanzung mit schnellwachsenden Baumsorten dient insbesondere der Energiegewinnung mit einer Umtriebszeit von  maximal 10 Jahren. Die beantragte Fläche ist deswegen aus forstfachlicher Sicht weiterhin als Landwirtschaftliche Fläche einzustufen. Für die Anpflanzung ist jedoch nach Art. 16 Abs. 1 BayWaldG eine Erlaubnis nötig.

Anmerkung:
Pappeln wachsen im Jahr ca. 1 – 1,5 m. Die umliegenden Flächen werden durch Laubfall und durch Beschattung beeinträchtigt. Sichtachsen werden mit zunehmendem Wachstum unterbrochen.
Beschluss:

Der Gemeinderat erteilt sein Einvernehmen zum o. g. Antrag auf Erlaubnis zur Pflanzung einer Kurzumtriebskultur gemäß Art. 16 Abs. 1 BayWaldG.

Abstimmung

13 : 0

	8.
	Vollzug der Baugesetze; Antrag auf Baugenehmigung zur Errichtung einer Werbeanlage auf dem Grundstück Flurnummer 254/1 in der Gemarkung Pähl - Ammerseestraße 45, 82396 Pähl;


Sachverhalt:

Antragsteller: Westfa-Werbung Modersohn GmbH  Co. KG, Schwarzenmoorstraße 7-11, 32049 Herford;

Es handelt sich bei der zu errichtenden Werbeanlage um eine beleuchtete Plakattafel mit einer Größe von ca. 10,15 m² (3,80 m x 2,67 m), die für wechselnden Plakatanschlag genutzt werden soll.

Gemäß Art. 63 Abs. 1 Ziffer 11 Buchstabe a) sind lediglich Werbeanlagen bis zu einer Größe von 1 m² sowie  gemäß Buchstabe c) Werbeanlagen, die nicht vom öffentlichen Verkehrsraum aus sichtbar sind genehmigungsfrei. 

Beides trifft hier nicht zu. Die Anbringung der o. g. Werbeanlage bedarf somit der baurechtlichen Genehmigung nach Art 64 BayBO.

Beschluss:

Der Gemeinderat erteilt sein Einvernehmen zum oben genannten Bauantrag.

Abstimmung

0 : 13

abgelehnt
	9.
	Vollzug der Baugesetze; Verlängerung der Baugenehmigung gemäß Art. 68 Abs. 1 i. V. m. Art. 69 Abs. 2 Satz 2 BayBO - Anbau an das bestehende Wohnhaus Eichhof 3, 82396 Pähl auf dem Grundstück Flurnummer 2545, Gemarkung Pähl 


Sachverhalt:

Antragsteller: Herr Lothar Belle und Frau Rosa - Maria Belle, Eichhof 3, 82396 Pähl

Herr Rohde wird beauftragt die rechtliche Seite zu prüfen.

Die Baugenehmigung - erstmals erteilt am 08.11.2000 - wurde zuletzt am 18.01.2010 bis zum 21.01.2012 verlängert.

Mit Schreiben vom 08.01.2012 beantragen die Antragsteller die Verlängerung der Bauge-nehmigung um weitere 2 Jahre.

Beschluss:

Der Gemeinderat stimmt der Verlängerung der Baugenehmigung gemäß Art. 68 Abs. 1 i. V. m. Art. 69 Abs. 2 Satz 2 BayBO zu.

Abstimmung

13 : 0

	10.
	Bekanntgaben, Anträge, Verschiedenes


1. Einladung zur Jahreshauptversammlung der FFW Fischen am 10.02.2012 um 20:00 Uhr 

2.
Mittagsbetreuung bedankt sich für die genehmigte Spülmaschine

3.
Aktueller Stand: Thema Hochbehälter

4.
Containerstandort für Altglas und Elektrogeräte

5.
Giftmobilstandort

11. 

Erwerb einer Absauganlage der Feuerwehr Pähl
Sachverhalt:

Die Feuerwehr Pähl erwarb in 2011 eine Absauganlage von Kosten in Höhe von Euro

13.116,80.

Beschluss:
Künftig muss bei allen Anschaffungen (selbst wenn die Summe im gemeindlichen Haushalt eingestellt ist), Rückfrage mit der Gemeinde erfolgen. Herr Bürgermeister Grünbauer wird dies der FFW mitteilen.
Der Gemeinderat genehmigt den Erwerb der Absauganlage nachträglich.












Abstimmung











             12 : 1
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